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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 
federführenden Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten, folgende 
Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. weist darauf hin, dass die globalen Migrationsströme gegenwärtig und künftig erhebliche 
Auswirkungen sowohl auf die Zielländer als auch auf die Herkunftsländer haben werden; 
streicht hervor, dass der Einfluss der Einwanderer auf die zunehmende Alterung der 
Bevölkerung in der EU davon abhängt, ob die vollständige Eingliederung der Migranten 
wirtschaftlich, sozial und politisch gelingt, unabhängig vom Mitgliedstaat, in dem sie sich 
niedergelassen haben;  betont die wichtige Rolle der Migrantinnen und fordert die 
Mitgliedstaaten auf, ihnen in der Integrationspolitik den ihnen gebührenden Platz 
einzuräumen und ihnen die Gesamtheit ihrer Rechte zu garantieren;

2. erinnert daran, dass nur die Durchführung einer Politik der Vereinbarkeit von Berufs- und 
Familienleben für beide Eltern, der Schutz der Mutterschaft und die Beachtung des 
Prinzips der Gleichstellung von Mann und Frau sowohl im öffentlichen als auch im 
privaten Leben langfristig dem Geburtenrückgang entgegenwirken können;

3. bekräftigt, dass eine Gesellschaft, die Kinder ins Zentrum ihrer Politik stellt, die 
Voraussetzung für eine höhere Geburtenrate ist; betont die Notwendigkeit, ein 
familienfreundliches Umfeld zu schaffen und die Bedingungen für das Leben der Familien 
und der Kinder sowie für die Erfüllung reeller Familienwünsche zu verbessern;

4. empfiehlt die Förderung einer besonderen Sozialpolitik, mit dem Ziel, Eltern 
verantwortungsbewusstes  Handeln zu lehren; 

5. dringt daher auf eine ausgewogene Erhöhung der Ausgaben für einen nicht 
diskriminierenden Zugang zu Bildung auf allen Niveaus, für die Gleichstellung von Mann 
und Frau auf dem Arbeitsmarkt, für die Förderung von Familien und Kindern, für 
Kinderbetreuungshilfen und für den Schutz der allein erziehenden Mütter;

6. unterstützt die Schaffung einer Reihe von Anreizen, um Müttern und ihren Partnern dabei 
zu helfen, Familie und Beruf besser miteinander zu vereinbaren;

7. begrüßt jede Maßnahme, mit der Erwerbstätige bei der Elternschaft unterstützt werden, 
und fordert, dass Familienarbeit, wie sie Eltern und besonders Mütter leisten, anerkannt 
wird;

8. weist darauf hin, dass zahlreiche Menschen unter ungewollter Kinderlosigkeit leiden;  
fordert deshalb die Mitgliedstaaten auf, harmonisierte Maßnahmen zu ergreifen, die die 
Vereinfachung und Beschleunigung der Verfahren für die Kinderadoption ermöglichen, 
wobei die Wahrung der Rechte der Kinder zu gewährleisten ist, sowie die Altersgrenze für 
Adoptionswillige zu senken, so dass auch ältere Bürgerinnen und Bürger legal Kinder 
adoptieren können; hebt hervor, dass eine gewisse Reife beim Großziehen von Kindern, 
die vielleicht schwierige Lebensumstände hinter sich haben, von Vorteil sein kann;
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9. fordert die Kommission auf, anzuerkennen, dass eine niedrige Geburtenrate und 
zunehmende Unfruchtbarkeit wesentliche Faktoren für den demografischen Rückgang 
sind;

10. stellt fest, dass Unfruchtbarkeit eine von der Weltgesundheitsorganisation anerkannte 
Krankheit ist, die ernsthafte Folgen, wie z.B. Depressionen, haben kann;  betont, dass die 
Unfruchtbarkeit, unter der derzeit rund 15% aller Ehepaare leiden, zunimmt;  fordert die 
Mitgliedstaaten auf, durch die Einleitung von Maßnahmen zur Verringerung der 
finanziellen und sonstigen Hindernisse, Paaren das Recht auf allgemeinen Zugang zu 
einer Unfruchtbarkeitsbehandlung und medizinisch unterstützter Fortpflanzung zu 
gewährleisten;

11. fordert die Mitgliedstaaten auf, Regeln anzuwenden, durch die bei der Geburt eines 
Kindes ein bezahlter Mutterschafts-/Vaterschaftsurlaub eingeführt wird, und die 
Inanspruchnahme des Rechts auf einen zwischen Frau und Mann gerecht aufzuteilenden 
Elternurlaub zu fördern; fordert die Mitgliedstaaten deshalb mit Nachdruck auf, gegen die 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Vorurteile, die mit dem Recht auf Elternurlaub 
des Mannes verbunden sind, anzugehen; fordert die Kommission auf, die Richtlinie 
96/34/EG über Elternurlaub zu revidieren;

12. ermutigt die Mitgliedstaaten, positive Maßnahmen zu Gunsten der Elternschaft zu 
ergreifen, wie z.B. zusätzliche Rentenansprüche und Steuererleichterungen zur 
Einrichtung von Krippen in Unternehmen, und in diesbezüglichen Fragen bewährte 
Praktiken auszutauschen;

13. erinnert daran, dass positive Maßnahmen im Bereich des Zugangs zu Beschäftigung und 
beruflicher Förderung Auswirkungen auf die Elternschaft haben werden;

14. weist darauf hin, dass Familienmodelle sich verändern;  fordert daher die Kommission 
und die Mitgliedstaaten auf, diesen Tatbestand bei der Entwicklung und Durchführung 
politischer Maßnahmen  gebührend zu berücksichtigen;

15. stellt fest, dass die Gleichbehandlung von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt nicht 
erreicht ist, da weiterhin Frauen auf gering bezahlten Arbeitsplätzen, die ihrer 
Qualifikation nicht entsprechen, eingestellt werden, und dass die Frauen weiterhin ohne 
Gegenleistung den Hauptanteil an den Familienpflichten übernehmen; stellt außerdem 
fest, dass keine geeigneten Voraussetzungen für eine berufliche Tätigkeit von Müttern 
sowie Möglichkeiten für Frauen geschaffen wurden, nach Mutterschafts- und 
Erziehungsurlaub wieder einer Erwerbstätigkeit nachzugehen, was den Geburtenrückgang 
verstärkt; fordert insbesondere in dieser Hinsicht die Mitgliedstaaten auf, die Richtlinie 
75/117/EWG des Rates vom 10. Februar 1975 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für 
Männer und Frauen ordnungsgemäß umzusetzen;

16. fordert die Mitgliedstaaten auf, ihre Steuersysteme zu überdenken und auf individuellen 
Rechten beruhende Steuersätze anzuwenden; empfiehlt die Entwicklung kinder- und 
familienfreundlicher Sozialversicherungssysteme;
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17. betont, dass das Lohngefälle zwischen Männern und Frauen sowie die fortgesetzte 
Einstellung von Frauen auf Posten mit niedrigerem Gehalt und nicht ihren Qualifikationen 
entsprechenden Anforderungen sich nachteilig auf die notwendige wirtschaftliche 
Unabhängigkeit der Frauen auswirken, was ihre Entscheidung, Kinder zu bekommen oder 
nicht, direkt beeinflusst;

18. fordert, dass Frauen als eine der Vorbedingungen für die Verwirklichung der 
Gleichberechtigung einen Rechtsanspruch darauf erhalten, nach Mutterschafts- bzw. 
Erziehungsurlaub wieder an den Arbeitsplatz zurückkehren zu können, und dass diese 
Zeitabschnitte bei der Ermittlung der Rentenansprüche und Lebensarbeitszeit 
berücksichtigt werden;

19. fordert daher arbeitsrechtliche Maßnahmen zur endgültigen Beseitigung dieser Form der 
Diskriminierung, insbesondere der unterschiedlichen Bezahlung von Mann und Frau, 
sowie die Anwendung des Gender Budgeting in den öffentlichen Haushalten; ermutigt die 
Mitgliedstaaten ebenfalls, eine gerechte Verteilung der Familienaufgaben zwischen Mann 
und Frau zu fördern, insbesondere mittels Sensibilisierungskampagnen, und sich dafür 
einzusetzen, dass Männer die Möglichkeit des Elternurlaubs umfangreicher nutzen;

20. betont die Notwendigkeit, Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
zu verabschieden, die nicht nur die Arbeitnehmer, sondern auch junge Menschen 
betreffen, die sich in der studentischen bzw. beruflichen Aus , Fort- oder Weiterbildung 
befinden, damit sie ihre Ausbildungsziele und ihre Familienwünsche miteinander 
vereinbaren können;  

21. ermutigt die Mitgliedstaaten, den erzieherischen, sozialen, menschlichen und 
wirtschaftlichen Wert der informellen Familienarbeit im Bereich der Betreuung von 
Kindern und abhängigen Personen anzuerkennen, insbesondere durch die Gewährung von 
Renten- und Sozialversicherungsansprüchen, und die erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, damit die so erworbenen informellen Kompetenzen auf dem Arbeitsmarkt zum 
Tragen kommen;

22. unterstreicht, dass die Notwendigkeit, für Ehepaare so günstige Bedingungen zu schaffen, 
dass sie so viele Kinder bekommen können, wie sie gerne möchten, eine der Bedingungen 
der Existenz und der Entwicklung jeder Gesellschaft ist, vor allem angesichts der sozialen 
und wirtschaftlichen Herausforderungen, die sich aus den rückgängigen Geburtenziffern 
ergeben, weshalb Mutterschaft und Vaterschaft unterstützt werden müssen; befürwortet 
die Einführung von für Kinder und Familien günstigen Sozialschutzsystemen und die 
Erstattung der u.a. im Zusammenhang mit der Säuglings- und Kleinkinderpflege 
angefallenen Kosten sowie die Anwendung ermäßigter Mehrwertsteuersätze auf alle für 
Kinder bestimmte Erzeugnisse;

23. fordert die Mitgliedstaaten auf, steuerliche Anreize zur Steigerung der Geburtenrate zu 
fördern, und macht angesichts der wachsenden Zahl von Alleinerziehenden, bei denen es 
sich zu 85% um Frauen handelt, die in den meisten Fällen einem höheren Armutsrisiko 
ausgesetzt sind, auf die Notwendigkeit aufmerksam, Frauen, insbesondere jungen ledigen 
Müttern, nach der Entbindung speziellen Schutz und spezielle Unterstützung zu 
garantieren;
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24. ist der Auffassung, dass im Rahmen des Arbeitsrechts gezielte Maßnahmen getroffen 
werden müssen, um jede Form der indirekten Diskriminierung aufgrund der Elternschaft 
von Erwerbstätigen zu beseitigen;

25. hält es für notwendig, Mittel aus den Struktur- und Sozialfonds auch zur Schaffung 
familiengerechter Lebensräume auf dem Land und in der Stadt aufzuwenden;

26. fordert die Mitgliedstaaten auf, mehr angemessenen Wohnraum für Familien, 
insbesondere für Alleinerziehende und ältere Menschen zur Verfügung zu stellen, zum 
Beispiel mit Hilfe von "Mehr-Generationen-Projekten" im Bereich der Stadtentwicklung 
und -planung;

27. fordert flexible Betreuungsplätze von guter Qualität für alle Kinder und andere 
familienfreundliche Dienste, ungeachtet der finanziellen Situation der Eltern, um 
maximale Chancengleichheit für Kinder zu gewährleisten und Eltern die Möglichkeit zu 
geben, frei zu wählen, wie sie Beruf und Familie am besten vereinbaren können;

28. stellt fest, dass die rein quantitative Erhöhung der Kinderbetreuungsstätten, wie sie in den 
Zielen von Barcelona definiert ist, nicht ausreicht  und vor allem eine größere Vielfalt und 
eine bessere Qualität erforderlich sind; auch sollten die Bedürfnisse der Eltern, die sich 
aus einer freien Entscheidung heraus innerhalb der Familie selbst um ihre Kinder 
kümmern möchten, berücksichtigt werden; fordert die Mitgliedstaaten auf, darauf 
hinzuwirken, dass diese qualitativ hochwertigen Betreuungsstrukturen für Kinder und 
pflegebedürftige Angehörige zu erschwinglichen Preisen bereit gestellt werden, und zwar 
in Übereinstimmung mit den auf der Tagung des Europäischen Rates im Jahre 2002 in 
Barcelona festgelegten Zielen, wonach die Mitgliedstaaten bis 2010 
Kinderbetreuungseinrichtungen für wenigstens 90% der Kinder zwischen drei Jahren und 
dem schulpflichtigen Alter und für mindestens 33% der Kinder unter drei Jahren zur 
Verfügung stellen sollten;  betont, dass diese Maßnahmen es den Eltern erlauben sollten, 
ihre Präsenz auf dem Arbeitsmarkt an ihren Lebensrhythmus anzupassen;

29. empfiehlt daher kombinierte öffentlich-private Investitionen in die Kinderbetreuung und 
die Vorschulsysteme;

30. ist der Meinung, dass die Familienangehörigen in Begleitung der einwandernden 
Arbeitskräfte  eine Aufenthaltsberechtigung und gegebenenfalls eine Arbeitserlaubnis 
erhalten sollten;

31. ersucht die Kommission, eine vergleichende Untersuchung zu den verschiedenen Renten- 
und Sozialversicherungssystemen in den einzelnen Mitgliedstaaten durchzuführen, um 
bewährte Praktiken zur Erhöhung der Beschäftigungsquote von Frauen sowie für eine 
bessere Vereinbarkeit von Familien- und Berufsleben zu ermitteln;

32. betont die Notwendigkeit, unter dem Blickwinkel des demografischen Wandels und 
insbesondere im Hinblick auf den allgemeinen Trend zur Neuordnung der 
Versicherungssysteme die Effizienz und Zweckmäßigkeit der in den einzelnen 
Mitgliedstaaten geltenden Regelungen über das vorzeitige Ausscheiden der Frauen aus 
dem Arbeitsmarkt zu überprüfen;
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33. fordert die Mitgliedstaaten auf, die notwendigen Maßnahmen zur Modernisierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit und insbesondere der Renten durchzuführen, um deren 
finanzielle Tragfähigkeit sicherzustellen und zu garantieren, dass sie der Überalterung der 
Bevölkerung gerecht werden; betont, dass der Situation der älteren Frauen, die der Gefahr 
der Vereinsamung und der Armut stärker ausgesetzt sind, besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet werden muss;

34. schlägt vor, dass die Mitgliedstaaten „Brücke-zwischen-den-Generationen-Zentren“ 
einrichten und subventionieren, in denen ältere Menschen gegen Entgelt Kinder betreuen 
und aufziehen könnten;

35. empfiehlt der Kommission die Wiedereröffnung ihrer Abteilung „Childcare Network“ in 
der zuständigen Generaldirektion, um zum Austausch bewährter Praktiken beizutragen 
und die demografische Herausforderung europaweit zu bewältigen;

36. ist der Meinung, dass für die einwandernden Arbeitskräfte die gleichen Vergünstigungen 
sowie Rechte und Pflichten gelten müssen wie für die Bürgerinnen und Bürger des 
Aufnahmelands;

37. fordert die Mitgliedstaaten auf, vor allem in Zusammenarbeit mit den Sozialpartnern der 
Verbesserung der Beschäftigungsquote der Frauen und der Menschen mit 
Migrationshintergrund Priorität einzuräumen;

38. stellt fest, dass die Geburtenrate in solchen Gesellschaften steigt, in denen allen 
Bürgerinnen und Bürgern wirtschaftliche und soziale Rechte garantiert werden, die allen 
Sicherheit bieten;  

39. ist der Meinung, dass mögliche Maßnahmen im Hinblick auf die demografische 
Entwicklung die Tatsache berücksichtigen müssen, dass bei allen aktiven Arbeitnehmern 
eine Produktivitätssteigerung zu verzeichnen ist und somit nicht nur die Zahl der Aktiven 
im Vergleich zu den Inaktiven von Bedeutung ist, sondern auch die Steigerung der 
Produktivität;

40. setzt sich entschieden dafür ein, dass Menschen anderer ethnischer Herkunft in Zeiten 
wirtschaftlicher Erschütterungen nicht als Stoßdämpfer benutzt werden.
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